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Erklärung
der Regierungen der Warschauer-Vertrags-Staaten

Die Regierungen der. Teilnehmerstaaten des War
schauer Vertrages streben bereits seit mehreren Jahren 
nach einer Friedensregelung mit Deutschland. Sie gehen 
dabei davon aus, daß diese Frage längst spruchreif ist 
und keinen weiteren Aufschub duldet. Wie bekannt, hat 
die Regierung der UdSSR mit vollem Einverständnis 
und voller Unterstützung aller Staaten, die der War- 
schauer-Vertrags-Organisation angehören, den Regie
rungen der Länder, die am Krieg gegen das hitler- • 
faschistische Deutschland teilnahmen, den Vorschlag 
gemacht, mit den beiden deutschen Staaten einen 
Friedensvertrag abzuschließen und auf dies«: Grund
lage die Frage Westberlin durch die Verleihung des 
Status einer entmilitarisierten Freien Stadt zu lösen. 
Dieser Vorschlag berücksichtigt die reale Lage, die sich 
in der Nachkriegszeit in Deutschland und in Europa 
herausgebildet hat. Er ist nicht gegen irgend wessen 
Interessen gerichtet und hat nur den Zweck, die Über- j 
reste des zweiten Weltkrieges zu beseitigen und den i 
Weltfrieden zu festigen.

Die Regierungen der Westmächte haben sich bisher ' 
nicht bereit gezeigt, durch Verhandlungen aller inter- | 
essierten Länder zu einer vereinbarten Lösung zu kom- ! 
men. Mehr noch: die Westmächte beantworten die von j 
Friedensliebe getragenen Vorschläge der sozialistischen 
Länder mit verstärkten KriegsVorbereitungen, mit der 
Entfachung einer Kriegshysterie und mit der Androhung 
militärischer Gewalt Offizielle Vertreter einer Anzahl 
von NATO-Ländern haben eine Verstärkung ihrer.. 
Streitkräfte und Pläne einer militärischen Teilmobil
machung bekanntgegeben. In einigen NATO-Ländern 
wurden sogar Pläne einer militärischen Invasion des ; 
Hoheitsgebietes der DDR veröffentlicht.

Die aggressiven Kräfte machen sich das Fehlen eines 
Friedensvertrages zunutze, um die Militarisierung West
deutschlands zu forcieren und in beschleunigtem Tempo ,

die Bundeswehr zu verstärken, wobei sie diese mit den 
modernsten Waffen ausrüsten. Die westdeutschen Re
vanchisten fordern offen, daß ihnen Kern- und Raketen
waffen zur Verfügung gestellt werden. Die Regierungen 
der Westmächte, die die Aufrüstung Westdeutschlands 
auf jede Weise begünstigen, verstoßen damit gröblichst 
gegen die wichtigsten internationalen Abkommen, die 
die Ausrottung des deutschen Militarismus und die Ver
hütung seines Wiedererstehens in irgendeiner Form 
vorsehen.

Die Westmächte haben sich nicht nur nicht um die 
Normalisierung der Lage in Westberlin bemüht, sondern 
fahren fort, es verstärkt als Zentrum der Wühlarbeit 
gegen die DDR und andere Länder der sozialistischen 
Gemeinschaft zu mißbrauchen. Es gibt auf der Erde 
keinen Ort, wo so viele Spionage- und Wühlzentralen 
fremder Staaten konzentriert wären, und wo sie sich so 
ungestraft betätigen können wie in Westberlin. Diese 
zahlreichen Wühlzentralen schleusen in die DDR 
Agenten ein, damit sie verschiedene Diversionen unter
nehmen, sie werben Spione an und putschen feindliche 
Elemente zur Organisation von Sabotageakten und Un
ruhen in der DDR auf.

Die herrschenden Kreise der Bundesrepublik und die 
Spionageorgane der NATO-Länder benutzen die gegen
wärtige Verkehrslage an der Westberliner Grenze, um 
die Wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik 
zu unterhöhlen Durch Betrug. Korruption und Erpres
sung veranlassen Regierungsorgane und Rüstungs- 
konzerne der Bundesrepublik einen gewissen labilen 
Teil von Einwohnern der DDR, nach Westdeutschland 
zu gehen. Diese Betrogenen werden in die Bundeswehr 
gepreßt, sie werden in großem Umfang für Spionage
organe verschiedener Länder angeworben, worauf sie 
als Spione und Sabotageagenten wieder in die DDR ge
schickt werden. Für derartige Diversionstätigkeit gegen


